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1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RJ 1856/98
Datum 28.06.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 547/01
Datum 13.03.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
28. Juni 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung.

Der am 1957 geborene KlÃ¤ger hat nach dem Besuch der Volksschule vom
01.09.1972 bis 03.07.1974 eine Ausbildung zum VerkÃ¤ufer durchlaufen und nach
dem Ausbildungszeugnis am 03.07.1974 die AbschlussprÃ¼fung bestanden.
AnschlieÃ�end war er bis 1980 als LebensmittelverkÃ¤ufer und VerkÃ¤ufer in einer
Zoohandlung beschÃ¤ftigt. Vom 13.06.1981 bis 1993 war er als SpÃ¼ler tÃ¤tig,
seitdem ist er arbeitssuchend gemeldet und bezieht Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung.

Am 09.12.1997 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Rente wegen
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verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Diese lieÃ� Gutachten zum beruflichen
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers auf internistischem, chirurgischem und
neurologischem Fachgebiet erstatten. Darin wurde der KlÃ¤ger noch zu einer
vollschichtigen ErwerbstÃ¤tigkeit mit leichten Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes in der Lage beurteilt. Mit Bescheid vom 14.05.1998 lehnte die
Beklagte den Rentenantrag ab, weil weder Berufs- noch ErwerwerbunfÃ¤higkeit
beim KlÃ¤ger vorliege.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 27.07.1998
zurÃ¼ck.

Dagegen hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht MÃ¼nchen Klage erhoben.

Das Sozialgericht hat Gutachten auf innerem und dermatologischem Fachgebiet
durch die Dres.H. und B. eingeholt.

Dr.H. hat in seinem Gutachten vom 10.05.1999 als GesundheitsstÃ¶rungen einen
medikamentÃ¶s gut eingestellten arteriellen Bluthochdruck, einen gut eingestellten
Diabetes, ein Ã�bergewicht, ein Raynaud-PhÃ¤nomen ohne Anhalt fÃ¼r eine
Grunderkrankung, ein Kallmann-Syndrom mit medikamentÃ¶s gut eingestellem
Hypogonadismus, einen Zustand nach HÃ¤matochromatose, eine
Refluxoesophagitis und einen Zustand nach zweimaliger arthroskopischer
Meniskusoperation rechts festgestellt. Mit RÃ¼cksicht auf diese
GesundheitsstÃ¶rungen sei der KlÃ¤ger noch zu leichten bis mittelschweren
Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen in geschlossenen temperierten RÃ¤umen
vollschichtig in der Lage, Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 15 kg sowie Arbeiten
auf Leitern und GerÃ¼sten unter ungeschÃ¼tztem Einfluss von KÃ¤lte, NÃ¤sse
oder Arbeiten in der KÃ¼che sowie im Lebensmittelverkauf und hÃ¤ufiges
Treppensteigen seien zu vermeiden. In seinem dermatologischen Gutachten vom
19.10.1999 hat Dr.B. von Seiten seines Fachgebietes eine HÃ¤machromatose mit
Pseudosklerodermie festgestellt, die dem KlÃ¤ger jedoch nicht an leichten bis
mittelschweren vollschichtig arbeiten hindere. Ã�ber die von Dr.H. gemachten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen der Arbeitsbedingungen hinuas sei zu fordern, dass
eine Ã¼berdurchschnittliche manuelle Belastung nicht erfolgen solle und keine
besonderen Anforderungen an die manuelle Feinmotorik gestellt werden sollten.

Auf den Antrag des KlÃ¤ger wurden der Hausarzt H. sowie der behandelnde
Hautarzt Dr.S. mit Gutachten zur kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG beauftragt. Der Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin H. hat in seinem
Gutachten vom 28.07.2000 den KlÃ¤ger mit RÃ¼cksicht auf die festgestellten
GesundheitsstÃ¶rungen nicht mehr zu einer regelmÃ¤Ã�igen ErwerbstÃ¤tigkeit in
der Lage beurteilt. Der derzeit weitgehend stabile Gesundheitszustand wÃ¼rde
durch Ã¤uÃ�ere VerÃ¤nderungen der sozialen Situation des KlÃ¤gers gefÃ¤hrdet
und wÃ¼rde zu einer Progredienz der Beschwerden fÃ¼hren. In einem weiteren
Gutachten vom 28.07.2000 und einer ergÃ¤nzender Stellungennahme vom
27.10.2000 hat Herr H. ein ArbeitsvermÃ¶gen von maximal Untervollschichtig bei
10 Minuten Pause nach einer Stunde und 20 Minuten Pause nach zwei Stunden als
zumutbar angesehen. In einer weiteren Stellungnahme vom 01.03.2001 hat er
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ausgefÃ¼hrt, dass alle vom KlÃ¤ger vorgebrachten Beschwerden durch die
aufgefÃ¼hrten Diagnosen bzw. Erkrankungen erklÃ¤rt werden kÃ¶nnten. Beim
KlÃ¤ger bestehe ein komplexes Krankheitsgeschehen, wobei der Verdacht bestehe,
dass das Krankheitsempfinden durch eine Hypochondrie verstÃ¤rkt werde. Dr.S. hat
im Gutachten vom 27.03.2001 und 09.04.2001 als GesundheitsstÃ¶rungen eine
Akrosklerodermie und Akrozyanose, eine chronische Follikulitis, sowie Pilz und
Dornwarzen im FuÃ�sohlenbereich festgestellt. Es bestehe durch diese
GesundheitsstÃ¶rungen eine erhebliche Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit.
UnmÃ¶glich seien TÃ¤tigkeiten bei extremen Temperaturen oder feuchtem Milieu
und unter vermehrter Staubbelastung. Es seien gleichmÃ¤Ã�ig temperierte Arbeiten
ohne groÃ�e Hautirritationen im mÃ¶glichst trockenem Umgebungsmilieu
anzustreben. Von Seiten seines Fachgebietes seien unter diesen Bedingungen
leichte Arbeiten vollschichtig zumutbar.

Mit Urteil vom 28.06.2001 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Angesichts
des verbliebenen LeistungsvermÃ¶gens sei der auf alle TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarkts verweisbare KlÃ¤ger weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig und auch nicht nach der seit 01.01.2001 geltenden Fassung des 
Â§ 43 SGB VI erwerbsgemindert.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt. Der Senat hat Gutachten auf innerem
und psychiatrischem Fachgebiet durch die Dres.E. und M. eingeholt.

In seinem Gutachten vom 10.12.2000 hat Dr.E. den Verdacht auf Pseudo-
Sklerodermie mit leichter bis mÃ¤Ã�iger funktioneller EinschrÃ¤nkung der HÃ¤nde
sowie auf eine grenzwertig obstruktive VertilationsstÃ¶rung und auf geringe
degenerative VerÃ¤nderungen beider Kniegelenke geÃ¤uÃ�ert und als
GesundheitsstÃ¶rungen einen Diabetes mellitus mit fraglicher diabetischer
Polyneuropathie, einen gut eingestellten arteriellen Bluthochdruck, ein
Ã�bergewicht, ein Kallmann-Syndrom, eine HÃ¤mochromatose, einen Zustand nach
RefluÃ¶sophatitis und funktionelle Darmbeschwerden, festgestellt. Insbesondere
der behandelnde Hausarzt H. habe zahlreiche Diagnosen genannt, die nur zum Teil
eine sozialmedizinische Relevanz hÃ¤tten und zum Teil als vorÃ¼bergehende
GesundheitsstÃ¶rungen anzusehen seien. Aus sozialmedizinischer Sicht sei die
einzige entscheidende FunktionseinschrÃ¤nkung die eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit
und Funktion der HÃ¤nde. Die Ã¼brigen GesundheitsstÃ¶rungen seien entweder
therapeutisch gut eingestellt oder hÃ¤tten keine wesentliche
LeistungseinschrÃ¤nkungen zur Folge. Mit RÃ¼cksicht darauf, seien dem KlÃ¤ger
zwar manuelle Feinstarbeiten nicht mehr mÃ¶glich, Grobgriffformen jedoch nicht
beeintrÃ¤chtigt, so dass eine manuelle TÃ¤tigkeit durchaus ausgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nne. Eine TÃ¤tigkeit im Lebensmittelverkauf oder als KÃ¼chenhelfer sei jedoch
nicht mehr mÃ¶glich. Der KlÃ¤ger sei noch zu einer vollschichtigen
ErwerbstÃ¤tigkeit mit leichten kÃ¶rperlichen TÃ¤tigkeiten im Wechsel zwischen
Gehen, Stehen und Sitzen, ohne EinflÃ¼sse von NÃ¤sse und KÃ¤lte oder
Ã¼bermÃ¤Ã�iger Beanspruchung der Haut der HÃ¤nde, wie durch Warm- und
Kaltwasser oder entsprechende Reinigungsmittel, in der Lage. Zu vermeiden seien
schweres Heben und Tragen oder TÃ¤tigkeiten unter hÃ¤ufigem BÃ¼cken und
Zwangshaltungen oder hÃ¤ufigem Treppensteigen. UnmÃ¶glich sei auch eine
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TÃ¤tigkeit in Nachtschicht.

Dr.M. hat in ihrem psychiatrischen Gutachten vom 14.01.2003 als
GesundheitsstÃ¶rungen eine hypochondrische StÃ¶rung bei gestÃ¶rter
PersÃ¶nlichkeitsentwicklung, eine diabetische und alkoholtoxisch bedingte
Polyneuropathie der Beine und einen Zustand nach Alkoholmissbrauch festgestellt.
Durch diese GesundheitsstÃ¶rungen sei zwar die LebensqualitÃ¤t des KlÃ¤gers
zweifellos eingeschrÃ¤nkt, andererseits sei er durch die bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen nicht gehindert eine vollschichtige ErwerbstÃ¤tigkeit
insbesondere mit leichten, geistig einfachen Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes zu verrichten. Besondere Anforderungen an die nervliche
Belastbarkeit wie Zeitdruck, Nachtschicht oder solche, die eine besondere
Geschicklichkeit der HÃ¤nde erforderten seien, nicht mehr zumutbar. Wegen der
beim KlÃ¤ger bestehenden Alkoholanamnese seien TÃ¤tigkeiten mit leichtem
Zugang zu AlkoholgetrÃ¤nken zu vermeiden.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 28.06.2001
sowie den Bescheid der Beklagten vom 14.05.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27.07.1998 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen Erwerbsminderung, aufgrund seines Antrages
vom 09.12.1997 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen waren die Akten der Beklagten und die des Sozialgerichts MÃ¼nchen.
Auf deren Inhalt sowie auf den Inhalt der Berufungsakte zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet, weil die gesundheitlichen
Voraussetzungen eines Anspruchs auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
oder Erwerbsminderung beim KlÃ¤ger nicht vorliegen. Der KlÃ¤ger hat daher keinen
Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§Â§ 43, 44
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) â�� in der bis 31.12.2000 gÃ¼ltigen
Fassung bzw. ab 01.01.2001 gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI wegen Erwerbsminderung.

Der Senat schlieÃ�t sich gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
den EntscheidungsgrÃ¼nden angefochtenen Entscheidung des Sozialgerichts an
und sieht deshalb insoweit von einer erneuten Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

ErgÃ¤nzend zu den EntscheidungsgrÃ¼nden des Sozialgerichts ist lediglich
auszufÃ¼hren, dass die vom Senat durchgefÃ¼hrte Beweisaufnahme zum
beruflichen LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers, das vom Sozialgericht MÃ¼nchen in
seiner Entscheidung zugrunde gelegte Beweisergebnis bestÃ¤tigt. Die Sach- und
Rechtslage besteht dadurch unverÃ¤ndert weiter.
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Auch die vom Senat bestellten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dres.E. und M.
kommen zu dem Ergebnis, dass die beim KlÃ¤ger festgestellten
GesundheitsstÃ¶rungen weder von ihrer Art noch von ihrem AusmaÃ� so
schwerwiegend sind, dass sie es dem KlÃ¤ger unmÃ¶glich machen wÃ¼rden, zu
den Ã¼blichen Bedingungen des Arbeitsmarkts eine vollschichtige
ErwerbstÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Es sind lediglich EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich der
Arbeitsbedingungen zu begrÃ¼nden, die jedoch eine TÃ¤tigkeit unter den
Ã¼blichen Bedingungen des Arbeitsmarkts nicht unmÃ¶glich machen.

Der Senat folgt deshalb der Ã¼berzeugenden Beurteilung der Dres.E. und M. , die
ihm durch ihre langjÃ¤hrige GutachtertÃ¤tigkeit als besonders erfahren in der
Beurteilung der Auswirkung von GesundheitsstÃ¶rungen auf das berufliche
LeistungsvermÃ¶gen bekannt sind sowie des vom Sozialgericht befragten
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.B â�¦ Die vom Allgemeinarzt H. als behandelnder
Arzt der KlÃ¤gers vertretene abweichende Ansicht zum beruflichen
LeistungsvermÃ¶gen hat den Senat dagegen nicht Ã¼berzeugt. Im Wesentlichen
stÃ¼tzt dieser seine Beurteilung auf die selben GesundheitsstÃ¶rungen, die die
Ã¼brigen Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen in ihren Gutachten berÃ¼cksichtigen, die
jedoch weder von ihrer Art noch ihrem AusmaÃ� die von Herrn H. getroffene
Beurteilung begrÃ¼nden kÃ¶nnen. Die von Herrn H. vertretene Ansicht entspricht
daher nicht den an ein wissenschaftlich begrÃ¼ndetes Gutachten geforderten
AnsprÃ¼chen.

Der angesichts des beruflichen Werdeganges insbesondere seiner zuletzt
versicherungpflichtig ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als ungelernter Arbeitnehmer auf alle
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts verweisbare KlÃ¤ger erfÃ¼llt deshalb
mit seinen verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen weder die gesetzlichen
Voraussetzungen der Berufs- noch der ErwerbsunfÃ¤higkeit oder der
Erwerbsminderung.

Der KlÃ¤ger hat daher keinen Rentenanspruch.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen war
daher als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 01.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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